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Gesetz iiber die Rechtsstellung der Fraktionen
des Abgeordnetenhauses von Berlin
(Fraktionsgesetz — FraktG)

Vom 8. Dezember 1993 (GVBI. S. 591),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 2. November 2022
(GVBL. S. 586)
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Abschnitt I
Rechtsstellung und Organisation

§ 1

Bildung von Fraktionen

(1) Die Fraktionen des Abgeordnetenhauses von Berlin sind Vereinigungen
von Mitgliedern des Abgeordnetenhauses, die sich zur Erreichung gemeinsamer
politischer Ziele zusammenschliefen.

(2) Die Fraktionen werden von den Abgeordneten in Ausiibung des freien
Mandats fiir die Dauer der Wahlperiode gebildet. Ein Mitglied des Abgeordne-
tenhauses kann nur einer Fraktion angehoren. Wollen Mitglieder des Abgeord-
netenhauses nach dessen Konstituierung eine neue Fraktion bilden, so bedarf
dies der Zustimmung des Abgeordnetenhauses.

(3) Ein Mitglied des Abgeordnetenhauses kann sich abweichend von Absatz 1
einer Fraktion mit deren Zustimmung als Gast (Hospitant oder Hospitantin)
anschlieBen. Bei der Berechnung der Stirkeverhiltnisse der Fraktionen und ihrer
davon abhiingigen Rechte sind Giste mitzuzihlen.

(4) Die Mindeststdarke einer Fraktion betrdgt fiinf vom Hundert der gesetzli-
chen Mindeststirke des Abgeordnetenhauses von Berlin.

§ 2
Aufgaben und Rechtsstellung

(1) Die Fraktionen sind als stindige Gliederungen des Abgeordnetenhauses
notwendige Einrichtungen des Verfassungslebens. Sie sind selbstindige und un-
abhingige Gliederungen des Abgeordnetenhauses und mit eigenen Rechten und
Pflichten ausgestattet.



(2) Die Fraktionen nehmen als maBgebliche Faktoren der politischen Wil-
lensbildung unmittelbar Verfassungsaufgaben wahr. Sie koordinieren, steuern
und erleichtern die politisch-parlamentarische Arbeit ihrer Mitglieder nach innen
und aulen und sichern damit die Arbeit des Abgeordnetenhauses selbst. IThnen
obliegt die Mitwirkung an der Gesetzgebungs- und der Kontrollfunktion des
Abgeordnetenhauses; ihre Chancengleichheit mit der vollziehenden Gewalt ist
so weit wie moglich zu gewihrleisten. Sie haben teil an der Wahl- und Offent-
lichkeitsfunktion des Abgeordnetenhauses.

(3) Die Fraktionen dienen der parlamentarischen Willensbildung im Abge-
ordnetenhaus insbesondere dadurch, dass sie

1. gemeinsame politische Ziele formulieren und durchsetzen,

2. unterschiedliche politische Auffassungen im Meinungsaustausch mit der
Offentlichkeit, mit Organisationen und Vereinigungen biindeln,

3. handlungs- und verstindigungsfahige Meinungen schaffen und parlamentari-
sche Mehrheiten herbeifiihren,

arbeitsteiliges Vorgehen ihrer Mitglieder unterstiitzen und gewihrleisten,

5. 1ihre Mitglieder bei der Informationsbeschaffung, -aufbereitung und -vermitt-
lung unterstiitzen,

6. technische und organisatorische Arbeitshilfen und Dienstleistungen fiir ihre
Mitglieder bereitstellen,

7. wiahrend der Dauer der gesamten Wahlperiode in eigener redaktioneller
Verantwortung und unter inhaltlichem Bezug zu ihrer Arbeit und Aufgaben-
stellung die Offentlichkeit unterrichten,

8. mit anderen Fraktionen auf regionaler und iiberregionaler Ebene zusammen-
arbeiten.

(4) Die Fraktionen sind, soweit sie am allgemeinen Rechtsverkehr teilneh-
men, juristische Personen des Parlamentsrechts mit origindrem Rechtscharakter,
die unter threm Namen klagen und verklagt werden kénnen. Sie sind kein Teil
der Verwaltung und iiben keine 6ffentliche Gewalt aus. Thre verfassungsrechtli-
che Stellung und ihre parlamentarischen Rechte und Pflichten sowie die verfas-
sungsrechtliche Stellung ihrer Mitglieder nach Artikel 38 Abs. 4, Artikel 39
Abs. 1 und Artikel 51 der Verfassung von Berlin werden hierdurch nicht be-
riihrt.

(5) Die hauptberuflichen Fraktionsgeschiftsfiihrer und Fraktionsgeschiftsfiih-
rerinnen, die Fraktionsmitarbeiter und Fraktionsmitarbeiterinnen sind wahrend
und nach Beendigung ihres Beschiftigungsverhiltnisses verpflichtet, liber die
thnen bei ihrer Tatigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegen-
heit zu bewahren. Dies gilt nicht fiir Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bediirfen.



(6) Die hauptberuflichen Fraktionsgeschiftsfiihrer und Fraktionsgeschiftsfiih-
rerinnen, die Fraktionsmitarbeiter und Fraktionsmitarbeiterinnen diirfen wéih-
rend und nach Beendigung ihres Beschiftigungsverhiltnisses ohne Genehmi-
gung iiber Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 5 weder vor Gericht noch
auBergerichtlich aussagen oder Erkldrungen abgeben. Die Genehmigung erteilen
die jeweiligen Fraktionsvorsitzenden.

(7) Das Nihere tiber die Bildung einer Fraktion sowie iiber ihre parlamentari-
schen Befugnisse bestimmt die Geschiftsordnung des Abgeordnetenhauses un-
ter Beachtung der Rechte der Abgeordneten.

§3
Organe
Organe der Fraktionen sind
die Fraktionsversammlung,

2. der Fraktionsvorstand und nach Malgabe der Fraktionssatzung der Ge-
schaftsfiihrende Fraktionsvorstand,

3. der oder die Fraktionsvorsitzende.

§ 4
Fraktionsversammlung

(1) Die Fraktionsversammlung besteht aus den Personen gemidll § 1 Abs. 1
und 3.

(2) Nach MaBgabe der Fraktionssatzung ist die Fraktionsversammlung das
Beschlussorgan der Fraktion.

(3) Die Fraktionsversammlung wihlt nach MaB3gabe der Fraktionssatzung den
Fraktionsvorstand, den Geschiftsfithrenden Fraktionsvorstand und den Frakti-
onsvorsitzenden oder die Fraktionsvorsitzende. Sie beschlieft die Fraktionssat-
zung.

$§5
Fraktionsvorstand und Fraktionsvorsitzender
oder Fraktionsvorsitzende

(1) Der Fraktionsvorstand und ein gegebenenfalls berufener Geschiftsfiihren-
der Fraktionsvorstand sind nach Mallgabe der Fraktionssatzung die Leitungs-
und Fiihrungsgremien der Fraktion. Sie bereiten die Fraktionsversammlungen
vor.

(2) Der oder die Fraktionsvorsitzende vertritt die Fraktion gerichtlich und au-
Bergerichtlich, soweit die Fraktionssatzung nichts anderes bestimmt.



§ 6
Fraktionssatzung
(1) Jede Fraktion gibt sich eine schriftliche Satzung.
(2) Die Satzung muss Bestimmungen enthalten iiber

1. die Bezeichnung der Fraktion und deren gewihlte Abkiirzung, ihren Sitz und
die Zugehorigkeit zum Abgeordnetenhaus von Berlin,

den Beitritt, Austritt oder Ausschluss von Abgeordneten,

die Bildung des Fraktionsvorstandes, eines gegebenenfalls zu berufenden
Geschiftsfiihrenden Fraktionsvorstandes und die Wahl des oder der Frakti-
onsvorsitzenden,

die fiir fraktionsinterne Wahlen und Abstimmungen geltenden Vorschriften,

5. die Aufstellung des Haushaltsplans, die Aufstellung und Priifung der Jahres-
rechnung sowie die Entlastung des Fraktionsvorstandes,

6. die Auflosung der Fraktion und die Verwendung des bei der Auflosung ver-
bleibenden Vermogens.

(3) Die Satzung kann Bestimmungen enthalten iiber

1. die fraktionsinterne Beteiligung der Mitglieder an der Arbeit und an der
Willensbildung in den Untergliederungen der Fraktion,

2. die Mitwirkung der Fraktion an der politischen Willensbildung im vor- und
auBBerparlamentarischen Raum,

3. die Errichtung einer Fraktionsgeschiftsstelle,

4. eine Mitarbeitervertretung.

§7
Mitteilungs- und Veroffentlichungspflichten

(1) Dem Prisidenten oder der Prisidentin des Abgeordnetenhauses sind je-
weils unverziiglich schriftlich oder elektronisch mitzuteilen
1. die Bildung der Fraktion, ihre Bezeichnung und ihre Anschrift,
2. der Name des oder der Fraktionsvorsitzenden,

3. die Namen der Mitglieder des gegebenenfalls berufenen Geschiftsfiihrenden
Fraktionsvorstandes,

die Namen der Mitglieder des Fraktionsvorstandes,
die Namen der Fraktionsmitglieder und der Giste,

die Namen des hauptberuflichen Fraktionsgeschiftsfiihrers oder der hauptbe-
ruflichen Fraktionsgeschiftsfiihrerin sowie der Parlamentarischen Fraktions-
geschiftsfiihrer oder Parlamentarischen Fraktionsgeschiftsfiihrerinnen,



7. alle auf die Nummern 1 bis 6 bezogenen Veridnderungen wihrend der lau-
fenden Wahlperiode.

(2) Im Falle der Auflosung einer Fraktion sind die Auflésung sowie die Na-
men der Liquidatoren dem Présidenten oder der Prisidentin des Abgeordneten-
hauses unverziiglich schriftlich mitzuteilen.

(3) Die Satzung und ihre Anderungen sind dem Prisidenten oder der Prisi-
dentin des Abgeordnetenhauses schriftlich oder elektronisch mitzuteilen und von
thm oder ihr ebenso wie die Angaben nach Absatz 1 im Amtsblatt fiir Berlin zu
veroffentlichen.

(4) Soweit dies zur Erfiillung der Aufgaben nach den Absitzen 1 bis 3 erfor-
derlich ist, diirfen personenbezogene Daten verarbeitet werden.

Abschnitt II
Leistungen an die Fraktionen

§ 8
Geld- und Sachleistungen

(1) Zur Wahrnehmung ihrer in § 2 vorgesehenen Aufgaben hat jede Fraktion
einen Anspruch auf finanzielle Mittel aus dem Landeshaushalt. Dieser Anspruch
setzt sich aus einem die allgemeine Arbeit der Fraktionsgeschiftsstellen si-
chernden gleich hohen Grundbetrag sowie einem nach der Mitgliederzahl jeder
Fraktion gestaffelten Zuschlag zusammen. Fraktionen, deren Parteien nicht an
der Regierung beteiligt sind (Oppositionsfraktionen), haben Anspruch auf einen
zusdtzlichen nach ihrer Mitgliederzahl oder pauschal berechneten Betrag (Oppo-
sitionszuschlag).

(2) Vorbehaltlich der Anpassungen nach Absatz 3 betragen — jédhrlich — der
Grundbetrag 590.844 €, der Oppositionszuschlag 279.972 € und der Zuschlag je
Mitglied einer Fraktion 49.716,18 €.*

(3) Die Betridge nach Absatz 2 werden jeweils zum 1. Januar eines jeden Jah-
res der Wahlperiode an die relevanten Kostenentwicklungen angepasst. Dazu
wird anhand der Verwendungsnachweise nach Absatz 11 der durchschnittliche
Anteil der Sach- und Personalkosten an den Fraktionsausgaben ermittelt. Bei der
Anpassung wird hinsichtlich der Sachkosten die vom Amt fiir Statistik Berlin-
Brandenburg mitgeteilte Entwicklung des Verbraucherpreisindexes fiir Berlin
und hinsichtlich der Personalkosten die tarifliche Einkommensentwicklung im
offentlichen Dienst des Landes Berlin herangezogen. Der Prisident des Abge-
ordnetenhauses erstattet nach Anhorung der Fraktionen iiber die Angemessen-
heit und Anpassung der Betriige im Benehmen mit dem Altestenrat Bericht. Er

* Ab dem 1. Januar 2024 betrdgt der Grundbetrag jahrlich 715.213 Euro, der Oppositionszuschlag jahrlich 338.944 Euro
und der Zuschlag je Mitglied einer Fraktion jéhrlich 60.240 Euro (Bekanntmachung der Prisidentin des Abgeordneten-
hauses vom 6. Dezember 2023 iiber die Anpassung von Leistungen an Fraktionen nach dem Fraktionsgesetz, GVBI.
S. 418).



verdffentlicht den Bericht als Drucksache und die neuen Betrige im Gesetz- und
Verordnungsblatt fiir Berlin. Das Abgeordnetenhaus beschlieBt innerhalb der
ersten sechs Monate nach der konstituierenden Sitzung iiber das Verfahren zur
Anpassung der Geldleistungen nach Absatz 2. Der Président leitet den Fraktio-
nen einen entsprechenden Gesetzesvorschlag zu. **

(4) Mittel nach Absatz 1 diirfen von den Fraktionen nur zur Wahrnehmung
ithrer parlamentarischen Aufgaben eingesetzt werden. Dazu gehoren auch

1. die Unterhaltung der Fraktionsgeschiftsstelle,

2. die Zahlung von Aufwandsentschiddigungen oder Entgelten fiir die bei Ihnen
tatigen Personen, auch soweit sie jeweils Mitglieder der Fraktion sind,

3. die im Rahmen privatrechtlicher Arbeitsverhiltnisse tiblichen freiwilligen
sozialen Aufwendungen fiir die in Nummer 2 genannten Personen.

Vertrdge der Fraktionen mit ithren Mitarbeitern sind privatrechtlicher Natur;
unberiihrt davon bleibt die Vereinbarung der Fraktionen mit dem Présidenten
oder der Prasidentin des Abgeordnetenhauses iiber die soziale Sicherheit der
Fraktionsangestellten. Die Vertriage unterliegen nicht dem offentlichen Dienst-
recht; § 10 Abs. 2 und § 21 des Landesabgeordnetengesetzes vom 21. Juli 1978
(GVBL. S. 1497), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 8. Dezember 1993 (GVBI.
S. 591), finden keine Anwendung. Aus Mitteln nach Absatz 1 angeschaffte
Gegenstinde werden Eigentum der Fraktionen und sind als solches zu kenn-
zeichnen; Satz 1 gilt entsprechend. Ubersteigt ihr Wert den Betrag der Wert-
grenze fiir geringwertige Wirtschaftsgiiter entsprechend den steuerrechtlichen
Vorschriften, so sind sie von den Fraktionen in ein besonderes Inventarver-
zeichnis aufzunehmen.

(5) Die Fraktionen erhalten nach MaB3gabe des Haushaltsplans (Anlage zum
Haushaltgesetz) zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben Sachleistungen fiir die Aus-
stattung und den Betrieb ihrer Geschiftsstellen. Zu den Sachleistungen gehort
auch die Aufnahme der hauptberuflichen Fraktionsgeschiftsfiihrer oder Frakti-
onsgeschiftsfiihrerinnen in den nach § 19a des Landesabgeordnetengesetzes
abzuschlieBenden Versicherungsvertrag, sofern diese nicht als Abgeordnete
versichert sind, sowie die Ubernahme der Kosten von Reisen nach § 9 des Lan-
desabgeordnetengesetzes fiir die hauptberuflichen Fraktionsgeschiftsfiihrer oder
Fraktionsgeschiftsfiihrerinnen, auch soweit diese nicht Abgeordnete sind. Ab-
satz 4 Satz 1 und 2 findet entsprechende Anwendung.

##% § 8 Abs. 3 neugef. mit Wirkung vom 1. Januar 2022 (GVBI. S. 190).



(6) Im Falle der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses nach Artikel 48
der Verfassung von Berlin, einer Enquete-Kommission nach Artikel 44 Absatz 3
der Verfassung von Berlin oder eines sonstigen vom Abgeordnetenhaus einge-
setzten besonderen Gremiums haben die Fraktionen Anspruch auf zusitzliche
finanzielle Mittel fiir Fraktionsmitarbeiter und Fraktionsmitarbeiterinnen nach
MaBgabe des Haushaltsplans und des Einsetzungsbeschlusses des Abgeordne-
tenhauses. Die Hohe des Anspruchs ist auf die Summe der Mittel fiir eine Voll-
zeitstelle je Fraktion und Haushaltsjahr begrenzt. Wihrend der Titigkeit eines
nach Satz 1 eingesetzten Gremiums nicht zweckentsprechend in Anspruch
genommene Mittel sind spitestens drei Monate nach Beendigung der Tatigkeit
an das Land Berlin zuriickzuzahlen.

(7) Nach Maligabe des Haushaltsplans (Anlage zum Haushaltsgesetz) wird
beim Prisidenten oder bei der Prisidentin des Abgeordnetenhauses ein wissen-
schaftlicher Beratungsdienst fiir die Fraktionen eingerichtet, der thnen als Teil
der Sachleistungen zur Verfiigung gestellt wird.

(8) Den Gesamtwert von 500 Euro in einem Kalenderjahr iibersteigende, nicht
zu den Leistungen nach Absatz 1 oder 5 gehdrende finanzielle oder sdchliche
Zuwendungen einer natiirlichen oder juristischen Person an eine Fraktion sind
von dieser in einer Anlage zum Verwendungsnachweis nach Absatz 11 unter
Angabe des Namens und der Anschrift der zuwendenden Person sowie der Ge-
samthohe der Zuwendung zu verzeichnen; die Anlage ist zusammen mit dem
Verwendungsnachweis gemill Absatz 12 Satz 1 zu verdffentlichen. Unberiihrt
davon bleiben Zuwendungen der Fraktionsmitglieder.

(9) Vorbehaltlich des § 9 Abs. 2 Satz 1 finden die Vorschriften iiber das 6f-
fentliche Haushalts-, Rechnungs- und Kassenwesen auf die Fraktionen des
Abgeordnetenhauses keine Anwendung.

(10) Die Fraktionen sind berechtigt, in einem Haushaltsjahr nicht ausgegebe-
ne Mittel nach den Absitzen 1 und 6 in folgende Jahre zu iibertragen; bei der
Ubertragung der Mittel nach Absatz 6 ist die spezielle Zweckbindung zu beach-
ten. Uber das Ende einer Wahlperiode hinaus diirfen Riicklagen bis zur Hohe
von 50 vom Hundert der im abgelaufenen Rechnungsjahr nach Absatz 1 gezahl-
ten Mittel gebildet werden, sofern die Rechtsnachfolge nach § 13 eintritt. Bei
einer Dauer der Wahlperiode von weniger als vier Jahren vermindert sich der
Vomhundertsatz nach Satz 2 auf 40 vom Hundert, bei einer Dauer von weniger
als zwei Jahren auf 30 vom Hundert; Riicklagen fiir die Finanzierung eines
Sozialplans bleiben davon unberiihrt. Nach Verrechnung mit gebildeten Riickla-
gen verbleibende Verbindlichkeiten diirfen in das nédchste Jahr vorgetragen
werden, wenn sie die Hohe von 3 vom Hundert der Mittel nicht iibersteigen, die
der Fraktion im abgelaufenen Rechnungsjahr gemif3 Absatz 1 gewihrt wurden,
wenn sie mit Riicklagen der Folgejahre verrechnet werden und die Vorschrift
des § 13 beachtet wird.



(11) Die Fraktionen erbringen iiber die Verwendung der Mittel aus dem Lan-
deshaushalt bis zum 31. Juli jeden Folgejahres einen Nachweis durch einen
Priifbericht eines vereidigten Buchpriifers oder Wirtschaftspriifers sowie durch
die Bestidtigung mindestens zweier fraktionsinterner Revisoren und des Frakti-
onsvorsitzenden oder der Fraktionsvorsitzenden iiber die ordnungsgemille
Verwendung der Mittel fiir die in § 2 vorgesehenen Aufgaben der Fraktion. Der
Verwendungsnachweis ist wie folgt nach Einnahmen und Ausgaben zu gliedern:

1. Einnahmen:
a) Mittel nach den Absitzen 1 und 6,
b) sonstige Einnahmen;

2. Ausgaben:

a) Personalausgaben fiir Fraktionsmitarbeiter und Fraktionsmitarbeiterinnen
und deren Anzahl,

b) Entgelte und Aufwandsentschidigungen fiir Fraktionsmitglieder mit be-
sonderen Funktionen,

c) Ausgaben fiir Dienstleistungen Dritter,
d) Ausgaben fiir den laufenden Geschiftsbetrieb,
e) Ausgaben fiir Offentlichkeitsarbeit,

f) Ausgaben fiir Veranstaltungen, Tagungen und Reprisentationen in Ber-
lin,

g) Ausgaben fiir die Zusammenarbeit mit Fraktionen anderer Parlamente
und Dienstreisen,

h) sonstige Ausgaben.

(12) Der Prisident oder die Prisidentin des Abgeordnetenhauses veroffent-
licht jahrlich die nach Absatz 11 gepriiften Verwendungsnachweise der Fraktio-
nen als Drucksache. Dabei wird auch angegeben, welche Leistungen nach den
Absitzen 5 und 7 (Personal-, Sach- und Investitionsmittel), die fiir die Arbeit der
Fraktionen im Haushaltsplan des Abgeordnetenhauses gesondert ausgewiesen
sind, in Anspruch genommen wurden. Solange eine Fraktion einen dem Ab-
satz 11 entsprechenden Verwendungsnachweis nicht erbracht hat, werden die
finanziellen Mittel nach Absatz 1 zuriickbehalten; wird der Nachweis nicht
rechtzeitig vor dem Ende des Haushaltsjahres eingereicht, verfillt der Anspruch
auf die einbehaltenen Betrdge mit dem Ablauf des Haushaltsjahres.

(13) Fiir die Verwendung der Geld- und Sachleistungen im Sinne der Absit-
ze 1, 5 und 6 trifft der Prisident oder die Prisidentin des Abgeordnetenhauses zu
Beginn jeder Wahlperiode die hierzu erforderlichen Regelungen im Einverneh-
men mit dem Altestenrat. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die Regelungen der
vorherigen Wahlperiode fort.



§9
Priifung durch den Rechnungshof

(1) Der Rechnungshof des Landes Berlin ist berechtigt, die Rechnungen und
die Verwendung der den Fraktionen nach § 8 Abs. 1 und 6 zur Verfiigung ge-
stellten Mittel auf der Grundlage der bei dem Présidenten oder der Présidentin
des Abgeordnetenhauses eingereichten jahrlichen Verwendungsnachweise zu
priifen. Eine Staatsaufsicht findet nicht statt.

(2) Auf die Priifung durch den Rechnungshof finden die Vorschriften der
§§ 89, 94 Abs. 1 und 2 sowie § 95 der Landeshaushaltsordnung mit der MaBlga-
be Anwendung, dass der Rechtsstellung und den Aufgaben der Fraktionen im
Sinne des § 2 Rechnung zu tragen ist. Die Priifung erstreckt sich auf die be-
stimmungsgeméile und wirtschaftliche Verwendung und Verwaltung der Mittel,
auf die Begriindung und Belegung der Einnahmen und Ausgaben sowie auf die
ordnungsgemidfe Aufstellung des Verwendungsnachweises im Sinne des § 8
Abs. 11. Die politische Erforderlichkeit ist nicht Gegenstand der Priifung.

(3) Das Priifungsergebnis des Rechnungshofes wird fiir jede Fraktion einzeln
mit deren Vorsitzenden erortert. Thnen kann vorab das Priifungsergebnis zur
schriftlichen Stellungnahme zugeleitet werden.

(4) Der Rechnungshof fasst das abschlieBende Ergebnis seiner Priifungen,
soweit es von genereller und grundsitzlicher Bedeutung fiir die Haushalts- und
Wirtschaftsfiihrung der Fraktionen ist, in einem Priifungsbericht zusammen, den
er dem Prédsidenten oder der Prisidentin des Abgeordnetenhauses zur Wahrneh-
mung der ithm oder ihr nach § 8 Abs. 13 zugewiesenen Regelungsbefugnis und
den betroffenen Fraktionen zuleitet. Diese konnen innerhalb einer Frist von zwel
Monaten eine Stellungnahme gegeniiber dem Prisidenten oder der Prédsidentin
des Abgeordnetenhauses abgeben. Der Priifungsbericht ist zusammen mit dieser
Stellungnahme von dem Prisidenten oder der Prasidentin des Abgeordnetenhau-
ses als Drucksache zu veroffentlichen.

(5) Soweit die Verwendung von Mitteln nach § 8 Abs. 1 und 6 durch den
Rechnungshof beanstandet wurde (Absatz 4), trifft der Prisident oder die Prisi-
dentin des Abgeordnetenhauses die abschlieBende Entscheidung iiber die
Rechtswidrigkeit und Riickforderung; eine Verrechnung mit den laufend ge-
wihrten Leistungen ist zuldssig. Die Entscheidung des Prédsidenten oder der
Prisidentin des Abgeordnetenhauses ist in die Drucksache nach Absatz 4 Satz 3
aufzunehmen.

§ 10
Sonstige Bestimmungen iiber Leistungen an die Fraktionen

(1) Die Mittel nach § 8 Abs. 1 werden monatlich im Voraus gezahlt. Entsteht
ein Anspruch auf die Mittel nach dem Ersten eines Monats, so wird fiir jeden
Kalendertag ein Dreifligstel gezahlt; der Betrag wird auf volle Euro aufgerundet.
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Andern sich die fiir die Hohe der Leistung maBgeblichen Umstiinde, so werden
die Mittel in der bisherigen Hohe bis zum Ende des Monats weitergezahlt, in
dem die Anderung eintritt. Entsprechendes gilt, wenn eine Fraktion wegfillt.
Der Anspruch der neuen Fraktion entsteht friihestens mit dem Beginn des fol-
genden Monats.

(2) Fillt eine Fraktion ersatzlos weg, so kann der Prisident oder die Prisiden-
tin des Abgeordnetenhauses die bisher geleisteten Mittel teilweise oder in vol-
lem Umfang fiir lingstens drei Monate weitergewdhren. Der Président oder die
Prasidentin des Abgeordnetenhauses trifft die Entscheidung im Einvernehmen
mit dem Prisidium.

Abschnitt III
Beendigung der Rechtsstellung, Liquidation einer Fraktion

§ 11
Beendigung der Rechtsstellung
Die Rechtsstellung nach § 1 entfillt
1. bei Erloschen des Fraktionsstatus,
2. bei Auflosung der Fraktion,
3. mit dem Ende der Wahlperiode.

§ 12
Liquidation

(1) In den Féllen des § 11 findet vorbehaltlich der Regelungen des § 13 eine
Liquidation statt. Die Fraktion gilt bis zur Beendigung der Liquidation als fort-
bestehend, soweit der Zweck der Liquidation dies erfordert.

(2) Die Liquidation erfolgt durch den Fraktionsvorstand, soweit die Satzung
nichts anderes bestimmt. Soweit die erforderlichen Liquidatoren fehlen, werden
sie vom Prisidenten oder der Pridsidentin des Abgeordnetenhauses bestellt.

§ 13
Rechtsfolgen der Neukonstituierung einer Fraktion

In dem Fall des § 11 Nr. 3 findet eine Liquidation nicht statt, wenn sich in-
nerhalb von dreiig Tagen nach Beginn der neuen Wahlperiode eine Fraktion
konstituiert, deren Mitglieder sich gleichzeitig zur Nachfolgefraktion erkldren.
In diesem Fall ist die neu konstituierte Fraktion die Rechtsnachfolgerin der
bisherigen Fraktion.
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§ 14
Aufgaben der Liquidatoren und Haftung

(1) Die Liquidatoren haben die laufenden Geschifte zu beenden. Sie kénnen
zu diesem Zweck neue Geschifte eingehen. Den Liquidatoren obliegt es auch,
den Verwendungsnachweis nach § 8 Abs. 11 mit Beendigung ihrer Tatigkeit
einzureichen.

(2) Fillt den Liquidatoren bei der Durchfiihrung der Liquidation ein Ver-
schulden zur Last, so haften sie fiir den daraus entstehenden Schaden gegeniiber
den Gldubigern und dem Land Berlin als Gesamtschuldner.

§ 15
Befriedigung der Gldubiger

Die Befriedigung der Glaubiger ist zunédchst aus dem allgemeinen Fraktions-
vermogen vorzunehmen. Reicht dieses nicht aus, kann im Rahmen der Zweck-
bindung gemidl § 8 Abs. 4 auf die vorhandenen 6ffentlichen Mittel oder die nach
§ 10 Abs. 2 zu erbringenden Leistungen zuriickgegriffen werden.

§ 16
Riickfiihrung 6ffentlicher Mittel

Soweit nach Befriedigung der Glaubiger Mittel nach § 8 oder § 10 verbleiben,
sind diese an das Land Berlin zuriickzufiihren. Das Gleiche gilt fiir Vermogens-
werte, die mit diesen Geldern angeschafft wurden, sowie fiir die nach § 8 Abs. 5
erbrachten Sachleistungen.

§ 17
Verwendung des Fraktionsvermogens

(1) Das verbleibende Vermdgen der Fraktion, soweit es nicht aus 6ffentlichen
Mitteln stammt, ist dem Anfallberechtigten zu iiberlassen.

(2) Anfallberechtigt sind die in der Satzung bestimmten Personen oder Stel-
len. Enthédlt die Satzung hieriiber keine Bestimmung, so fillt das Vermogen an
die Partei, aus der die Fraktion hervorgegangen ist.

(3) Uber das Aktenmaterial und das Schriftgut der Fraktion wird durch Be-
schluss der Fraktionsversammlung verfiigt, sofern die Satzung keine Bestim-
mung enthilt.

§ 18
Wartefrist

MaBnahmen nach §§ 16 und 17 Abs. 1 diirfen erst vorgenommen werden,
wenn seit dem Ereignis, das zum Verlust der Rechtsstellung nach § 1 gefiihrt
hat, sechs Monate verstrichen sind. Die Sicherung der Gldaubiger hat nach § 52
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des Biirgerlichen Gesetzbuches zu erfolgen.

Abschnitt IV
Leistungen an Parlamentarische Gruppen

Leistungen an Parlamentarische Gruppen

Vereinigungen von Mitgliedern des Abgeordnetenhauses, die nicht die Frak-
tionsmindeststirke erreichen, aber 1m Ubrigen die Fraktionsmerkmale erfiillen
(Parlamentarische Gruppen), erhalten Leistungen in entsprechender Anwendung
des § 8 Absatz 1 Satz 1, Satz 2 Halbsatz 2, Satz 3 mit der MaBBgabe, dass die
Hilfte des Betrages gewihrt wird, Absatz 5 Satz 1 und 3 sowie Absatz 8 bis 13.
Die §§ 9 und 10 finden entsprechende Anwendung.

Abschnitt V
Anderung des Landesabgeordnetengesetzes

§ 20
Anderung des Landesabgeordnetengesetzes

(Anderungsvorschrift)

Abschnitt VI
Ubergangsvorschriften und Inkrafttreten

§ 21
Ubergangsvorschriften

(aufgehoben)

§ 22
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1994 in Kraft.

##% & 19 neugef. mit Wirkung ab 1. Mai 2017 (vgl. Art. 2 Nr. 4 und Art. 3 des Gesetzes vom 7. April 2017,
GVBIL. S. 294).

13



	Gesetz über die Rechtsstellung der Fraktionen des Abgeordnetenhauses von Berlin (Fraktionsgesetz - FraktG)

